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Der Deutsche Orden erhielt in Bayern auch aufgrund seiner Nähe zum Familiaren
Ministerpräsident Edmund Stoiber eine absolute Sonderbehandlung, die sich in vielfältigen
Bereichen staatlichen Handelns gezeigt hat.

Der Minderheitenbericht der SPD kommt anhand der Zeugeneinvernahmen und der dem
Untersuchungsausschuss vorliegenden Akten zu nachfolgenden Ergebnissen.

n Zusammenfassung der Ergebnisse des Minderheitenberichts (A)

n Forderungen für die Zukunft (B)

n Bewertung des von der CSU vorgelegten Abschlussberichts (C)

A.  Zusammenfassung der Ergebnisse des Minderheitenberichts

Zu I. Verleihung der Körperschaftsrechte an den Deutschen Orden

Sachverhalt: Der Deutsche Orden und seine von ihm zu 100 Prozent getragenen
Einrichtungen und Unternehmungen hatte als eingetragener Verein seinen Sitz außerhalb
Bayerns und war zu diesem Zeitpunkt den üblichen rechtlichen und insbesondere
steuerrechtlichen Vorschriften unterworfen. Die Sitzverlegung nach Bayern erfolgte erst im
Dezember 1998 mit Eintragung beim Registergericht am 16.06.1999.

Seit Anfang 1997 bemühte sich der Deutsche Orden intensiv um eine Verlagerung seines
Sitzes nach Bayern, weil er in Bayern als einzigem deutschen Bundesland die Anerkennung als
kirchliche Körperschaft des öffentlichen Rechts mit allen damit zusammenhängenden Vorteilen
erwarten konnte.

Die bis dahin bestehende Verbindung des Ordens nach Bayern erhielt durch die am
18.05.1996 in Würzburg erfolgte Investitur des bayerischen Ministerpräsidenten Edmund
Stoiber als Familiaren des Deutschen Orden eine neue Nuance.

Zum Zeitpunkt des Anerkennungsverfahrens bestand der Deutsche Orden aus 27 Fratres und
Patres, die sich ihm durch lebenslanges Gelübde verbunden fühlen, sowie aus angeblich 300
Oblaten und 390 Familiaren, die nach der Satzung des Deutschen Ordens verpflichtet waren,
die Interessen des Deutschen Ordens nachhaltig zu unterstützen.

Tatsächlich hatte sich aber - vor allem durch die Möglichkeit, den Namen des Deutschen
Ordens werbekräftig nutzen zu können - um den eigentlichen Orden ein Konzern mit
Jahresumsatz von damals mehr als 400 Millionen DM gebildet. Dieser bestand längst nicht
mehr nur aus Unternehmungen mit sozialem Engagement, sondern aus Firmen wie der
Tressler-GmbH (Catering, medizinische Produkte, Stutenmilch-Präparate u.ä.), die rein
marktwirtschaftlich ausgerichtet und damit Gewinn orientiert und entsprechend Risiko behaftet
arbeiteten.

Die Anerkennung als öffentlich-rechtliche Körperschaft in Bayern war für den Deutschen
Orden höchst erstrebenswert, weil sie u.a. mit folgenden Rechten verbunden war:

• Insolvenzunfähigkeit,

• Mitgliedschaft in der Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden,

• Befreiung von der grundbuchrechtlichen Absicherung von Krankenhausfördermitteln.



Trotz dieser großen Bedeutung war und ist das Anerkennungsverfahren für eine kirchliche
Körperschaft des öffentlichen Rechts in Bayern völlig ungeregelt.

Richtlinien, die in den vergangenen Jahrzehnten für die Anerkennung von kirchlichen Orden
vom zuständigen Kultusministerium selbst aufgestellt worden waren, wie z.B. die Richtzahl von
200 Personen und die umgehende Löschung der vorherigen Rechtsform des Ordens bei
Körperschaftsverleihung, wurden vom Kultusministerium völlig willkürlich gehandhabt. Die
Anzahl von nur 27 echten Ordens-Mitgliedern lag allerdings deutlich unter diesen selbst
verfassten Vorgaben.

In Kenntnis der mit der Anerkennung als öffentlich rechtliche Körperschaft verbundenen
starken Rechtsposition hat das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 13.12.1983 deutlich
gemacht, dass bei jeder Entscheidung,

die „die Anerkennung einer Religionsgemeinschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts zum
Inhalt hat, besonders sorgfältig zu prüfen ist, ob diese nach ihrer Bedeutung im öffentlichen
Leben, von ihrem Mitgliederbestand und ihren Vermögensverhältnissen her in der Lage ist,
ihren finanziellen Verpflichtungen auf Dauer nachzukommen.“

Der Antrag des Deutschen Ordens auf Anerkennung als öffentlich-rechtliche Körperschaft
wurde am 02.04.1998 beim zuständigen Kultusministerium eingereicht. Als Unterlagen waren
beigefügt: die Satzung der zu errichtenden Körperschaft des öffentlichen Rechts, eine Übersicht
über die DOH-Unternehmen, eine Auflistung der Patres, Fratres, Oblaten und Familiaren des
Deutschen Ordens sowie die Geschäftsberichte der DOH-GmbH von 1995 und 1996. Der mit
aufgeführte Jahresbericht von 1997 wurde jedoch nicht eingereicht.

Das zuständig Ministerium hatte natürlich erkannt, dass selbst nach den in Bayern
aufgestellten Richtlinien die geringe Zahl von Mitgliedern ein erhebliches Problem für die
Anerkennung darstellte. Dies wurde durch diverse schriftliche Anmerkungen auch
dokumentiert:

n Vermerk aus der Staatskanzlei vom 07.01.1998, wonach eine Anerkennung dem
Kultusministerium aufgrund der Mitgliederzahl des Ordens von nur 26 Geistlichen
„eher problematisch“ erschien.

n Vermerk aus dem Sozialministerium vom 13.01.1998, wonach „im Brüderbereich die
geringe Mitgliederzahl problematisch“ war.

n Handschriftlicher Vermerk aus dem Kultusministerium vom 02.05.1997, wo-nach die
Hauptproblematik, die bei der Mitgliederzahl liege, möglicherweise „umgangen“
werden könnte.

Deshalb kam es am 13.1.1998 vormittags im Bayerischen Kultusministerium und nachmittags
in der Bayerischen Staatskanzlei zu Gesprächen mit Vertretern des Deutschen Ordens, bei
denen unter anderem versucht wurde, die bestehenden Bedenken auszuräumen.

Erst nach diesen Gesprächen wandte sich Ministerpräsident Stoiber mit Brief vom 19.01.1998
an Kultusminister Hans Zehetmair:

„Ich weiß, dass Dein Haus in den letzten Jahren die Körperschaftsrechte nur dann verliehen
hat, wenn deren Mitgliederzahl deutlich über 200 lag. Der Deutsche Orden umfasst zwar nur
knapp 30 Fratres und Patres (...). Ich muss gestehen, ich war sehr beeindruckt von der starken
Expansion der Aktivitäten des Ordens als Träger von Krankenhäusern, Altenhilfeeinrichtungen
und neuerdings im Bereich der Suchtberatung und Betreuung Suchtkranker. Auch Frau



Staatsministerin Stamm, die bei dem Gespräch ebenfalls zugegen war, anerkennt das große
soziale Engagement des Ordens und befürwortet ebenso wie ich den Umzug der an den Orden
angegliederten Deutsch-Orden Hospitalwerk GmbH nach Bayern sehr. (...) Die finanzielle
Situation des DOH ist überaus günstig. Auch dies spricht aus meiner Sicht dafür, trotz der
geringen Mitgliederzahl des Ordens den gewünschten Rechtsstatus zu verleihen. (...) Ich
möchte Dich, lieber Hans, deshalb vor diesem Hintergrund bitten, den Antrag des Deutschen
Ordens, der in den nächsten Wochen Deinem Haus vorgelegt wird, positiv zu beurteilen (...)“.

Am 20.5.1998 erfolgte schließlich die Anerkennung des Deutschen Ordens als Körperschaft
des öffentlichen Rechts mit der Auflage der Sitzverlagerung nach Bayern.

Eine inhaltliche Prüfung der - höchst unvollständig - vorgelegten Unterlagen über die
wirtschaftliche Situation des Deutschen Ordens und seiner angegliederten Unternehmungen,
der Deutsch-Ordenshospitalwerk-GmbH und der Tressler-GmbH,   die alle unter keinerlei
kirchlicher Kontrolle standen, fand in keinem der beteiligten Ministerien statt.

Tatsächlich wäre zu diesem Zeitpunkt schon erkennbar gewesen, dass sich die Jahresumsätze
der DOH-GmbH verringert hatten und dass die Tressler-GmbH bilanziell überschuldet war.

Resümee:

Die Bewertung der in der Beweisaufnahme des Untersuchungsausschusses vorgelegten
Urkunden und Akten sowie der vernommenen Zeugen zwingt zu folgenden Feststellungen:

n Bei der Verleihung der Körperschaftsrechte an den Deutschen Orden wurden
elementare Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts verletzt  und die eigenen
Richtlinien nicht eingehalten.

Es ist unverantwortlich, dass in Bayern - im Gegensatz zu den meisten anderen
Bundesländern - klare gesetzliche Vorgaben für die Verleihung und gegebenenfalls für
die Aberkennung der Körperschaftsrechte fehlen. Die Verleihungsmodalitäten und –
voraussetzungen sind lediglich gewohnheitsrechtlich definiert und lassen jede politisch
gewünschte Auslegung zu. Hier ist dringend Abhilfe zu schaffen.

n Der Umgang mit den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts kann im Falle der
Anerkennung des Deutschen Ordens und des dahinter stehenden Konzerngebildes nur
als „organisierte Verantwortungslosigkeit“ bezeichnet werden:

• Das Kultusministerium prüfte oberflächlich und eingestandenermaßen mit geringer
wirtschaftlicher Kompetenz.

• Das Sozialministerium fühlte sich nicht zuständig und beurteilte die
Sozialeinrichtungen des Ordens nur aus fachlicher, nicht aus wirtschaftlicher Sicht.

• Generalvikar und Ordensreferent der Erzdiözese München beschränkten sich auf
die Beurteilung der geistlichen und seelsorgerischen Arbeit des Deutschen Ordens
in den Bistümern Limburg und Mainz sowie in der Brüderprovinz in Südtirol.

• Nachfragen bei Fachleuten der kirchlichen Sozialwirtschaft, wie z.B. der Caritas,
erfolgten nicht.

• Der Vatikan wurde trotz seiner Zuständigkeit für den päpstlichen Orden nicht in das
Verfahren einbezogen.

Insgesamt muss das Verhalten der am Anerkennungsverfahren beteiligten Ministerien
damit als rechtsstaatlich unverantwortlich bezeichnet werden.



n Familiare und Ministerpräsident Stoiber: Es kann keinen vernünftigen Zweifel daran
geben, dass das massive Eingreifen des Ministerpräsidenten Edmund Stoiber durch
seinen Brief an den zuständigen Minister Hans Zehetmair sowohl das
Anerkennungsverfahren als auch das Tätigwerden anderer bayerischer Behörden
nachhaltig beeinflusst hat.

Die Darstellung im CSU-Mehrheitsbericht, es habe sich bei diesem Brief vom 19.01.1998
lediglich darum gehandelt, „ein Anliegen unter Beifügung seiner Meinung an den zuständigen
Staatsminister weiterzuleiten," ist schon deswegen abenteuerlich und falsch, weil das Anliegen
des Deutschen Ordens den zuständigen Ministerien längst bekannt war und bereits zu
vielfältigen Gesprächen, zuletzt am 13.01.1998, geführt hatte.

Es ging Ministerpräsident Stoiber erkennbar nicht darum, nur ein Anliegen weiterzuleiten,
sondern darum, dem zuständigen Minister die eigene Meinung nachhaltig vor Augen zu
führen und ihn baldmöglichst zu einem bestimmten Verhalten, nämlich der bis dahin durchaus
auch kontrovers gesehenen Anerkennung als öffentlich-rechtliche Körperschaft, zu
veranlassen.

Insbesondere die durch Ministerpräsident Stoiber vorweggenommene, überaus positive
Bewertung der wirtschaftlichen Situation des Deutschen Ordens war leichtfertig und hatte
keinerlei sachlich gerechtfertigten Hintergrund. Sie hat dazu beigetragen, dass sich weder
Kultus- noch Sozialministerium bemüßigt fühlten, die notwendige gründliche Prüfung
vorzunehmen.

Die Folge war die Verleihung der Körperschaftsrechte für eine religiöse Gemeinschaft mit
einem Sozialkonzern im Gepäck (Umsatz eine halbe Milliarde DM, über 6000 Mitarbeiter) -
dies, obwohl keine zeitnahen Bilanzunterlagen, keine Unterlagen für das bereits überschuldete
gewerbliche Unternehmen (Tressler GmbH) und keine Vorgaben für die künftige Struktur
vorlagen, so dass die Übertragung aller Unternehmen und Einrichtungen auf die Körperschaft
ermöglicht wurde.

Beeindruckt vom Brief des Ministerpräsidenten wurde durch das zuständige Ministerium die
geringe Mitgliederzahl mithilfe des probeweise eingerichteten Instituts der „Oblaten auf Zeit“
aufgebläht und die Gemeinschaft der Familiaren, d.h. der Laienmitglieder, einbezogen, um
damit auch dieses Merkmal als Voraussetzung der Anerkennung erfüllen zu können.

Als Familiare des Deutschen Ordens war und ist Ministerpräsident Stoiber statutengemäß
verpflichtet, dessen Interessen nachhaltig zu unterstützen. Als Ministerpräsident hatte und hat
er die Verpflichtung, ausschließlich die Interessen des Freistaates Bayern zu wahren.

Auch als Zeuge vor dem Untersuchungsausschuss hat Ministerpräsident Stoiber nicht zu
erkennen gegeben, dass er die Problematik möglicher und im vorliegenden Fall auch
vorhandener Interessenskonflikte erkannt hat oder bereit war, Konsequenzen hieraus im
Hinblick auf seine Familiaren-Eigenschaft zu ziehen.

Deshalb musste sich Ministerpräsident Stoiber natürlich nach seinem Schreiben vom
19.1.1998 und erst recht nach Bekanntwerden seiner Familiaren-Eigenschaft nicht mehr zu
Einzelfragen des Anerkennungsverfahrens oder weiterer mit dem Deutschen Orden
zusammenhängender Verfahren einbringen. Im Zweifel lief bei allen Behörden und Ministerien
nunmehr alles nach den Interessen des Deutschen Ordens und seines angegliederten
Konzerns.

Zu III. Finanzbehörden – Steuerrechtliche Behandlung des Deutschen Ordens

Für die Arbeit der Finanzbehörden gilt: Eine kritische Auseinandersetzung zu den Fragen des
steuerlichen Rechts kann umfassend nur im Rahmen eines Abschlussteilberichts in geheimer



Form erfolgen. Aus den der Geheimhaltung unterliegenden Akten ergeben sich Sachverhalte,
die insoweit eine Darstellung erfordern. Der CSU-Bericht stellt die öffentlich bekannten
Informationen dar und behauptet gleichzeitig, es gäbe „keine Anhaltspunkte" für ein
Fehlverhalten bayerischer Finanzbehörden. Diese Behauptung negiert die Ungereimtheiten,
die sich aus den geheimen Akten ergeben, vollständig und kalkuliert ein, dass die Opposition
dies aus Gründen der Geheimhaltung öffentlich nicht entkräften kann.

Zu IV. Stiftung des Deutschen Ordens - Stiftungsaufsichtsbehörde

Ganz besonders beeindruckt vom „seriösen Status“ des Ordens als öffentlich-rechtliche
Körperschaft war offensichtlich die Regierung von Oberbayern im Zusammenhang mit der
geplanten Stiftung des Deutschen Ordens:

n Bei der Genehmigung der Stiftung des Deutschen Ordens und bei der Prüfung der
Genehmigungsvoraussetzungen hielt sie sich nicht an die geltenden Rechtsmaßstäbe.
Außerdem ließ sie zu, dass dieser Stiftung in unzulässiger Weise Steuerbegünstigungen
zuerkannt wurden und Privatspenden an diese geleistet werden konnten.

n Darüber hinaus nahm die Regierung von Oberbayern ihre Aufsichts- und
Informationspflichten als Stiftungsbehörde nicht wahr und befolgte die Vorschriften des
Bayerischen Stiftungsgesetzes nur unzureichend. Zudem war die Kommunikation
zwischen Kultusministerium und der Regierung von Oberbayern höchst mangelhaft.

Deshalb entging es der Regierung von Oberbayern ebenso wie dem Kultusministerium,

n dass die Stiftung des Deutschen Ordens zunächst über keine finanziellen Mittel
verfügte, aber dennoch vertragliche Verpflichtungen einging,

n dass Verträge von Personen abgeschlossen wurden, die hierzu laut Satzung nicht
berechtigt waren,

n dass anstelle der Einzahlung des Grundstockvermögens eine ungenehmigte
Darlehenslösung praktiziert wurde,

n dass ein Mitglied als Vorstand der Stiftung benannt war, das von seiner Berufung keine
Kenntnis hatte und

n dass die Stiftung ihrem Stiftungszweck nur unzureichend nachkam.

Für die Zukunft müssen auch zwischen der für die Erteilung der Gemeinnützigkeit zuständigen
Finanzbehörde und der jeweils zuständigen Stiftungsaufsicht frühzeitige Kontrollmechanismen
den Missbrauch des Stiftungsrechts ausschließen und verhindern, dass nicht genehmigte
Stiftungen schon Bestätigungen über die Gemeinnützigkeit durch das zuständige Finanzamt
erhalten, wie dies im Falle des Deutschen Ordens geschehen ist.

Angesichts des erheblichen Spendenumfangs an die Stiftung des Deutschen Ordens und der
hierfür erteilten Spendenquittungen ist dringend zu klären, welche Konsequenzen seitens der
Staatsregierung aus den noch offenen steuerlichen und eventuellen Schadensersatz- bzw.
Rückforderungsfragen zu ziehen sind.

Im Hinblick auf den dem Untersuchungsausschuss erteilten Prüfauftrag, „ob die staatliche
Stiftungsaufsicht rechtsfehlerfrei tätig wurde", muss festgestellt werden, dass die
Stiftungsaufsicht bei der Genehmigung, der Aufsicht und der Abwicklung der Stiftung des
Deutschen Ordens erhebliche und mit weitreichenden Folgen für Öffentlichkeit und



Steuerzahler verbundene Fehler begangen hat. Über die getroffe-nen Konsequenzen und
Abhilfemaßnahmen muss deshalb auch dem Bayerischen Landtag berichtet werden.

Zu V. Justiz – Ermittlungsverfahren gegen leitende Mitarbeiter des Ordens

Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft beim Landgericht München II im Zusammenhang mit
der Strafanzeige gegen Verantwortliche des Deutschen Ordens wurden vor allem durch das
"couragierte" Auftreten des Rechtsanwalts Gauweiler, seinerzeit CSU-MdL, beeinflusst. Dieser
agierte nicht nur als Vertreter des Geschädigten Deutscher Orden, sondern auch als
Interessenswahrer des Beschuldigten Dr. Franke (Geschäftsführer des Deutschen Ordens, einer
der Beschuldigten im betreffenden Ermittlungsverfahren).

Eine herausragende Sonderbehandlung erfuhr der Deutsche Orden, indem trotz richterlichen
Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschlusses keine Unterlagen beschlagnahmt worden.
Als wohl einmalig muss der Vorgang bewertet werden, dass  in einem staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungsverfahren die Akten insoweit dem Zugriff einiger der Beschuldigten, die zu diesem
Zeitpunkt in leitender Funktion beim Orden beschäftigt waren, überlassen wurden.

Der hierbei von dem namhaften Vertreter der CSU und bekannten Rechtsanwalt Gauweiler
ausgeübte Einfluss auf die Ermittlungsmaßnahmen, der sich auch in der Einschaltung des
damaligen Münchner Generalstaatsanwalts äußerte, zeigte sich vor allem in „mündlichen
Vereinbarungen“ zwischen Staatsanwaltschaft und RA Gauweiler. Im Verlauf des Verfahrens
erhob RA Gauweiler zahlreiche schriftliche und mündliche Angriffe gegen die
staatsanwaltschaftlichen und polizeilichen Ermittler. Er erreichte auf diese "beeindruckende"
Weise, dass alle im Verfahren gegen die Beschuldigten ermittlungsrelevanten Akten im
Zugriffsbereich eben dieser Beschuldigten belassen wurden. Die Verquickung zwischen dem
Deutschen Orden als Geschädigtem und seinen handelnden Personen als Beschuldigte des
Ermittlungsverfahrens wurde hierbei völlig außer acht gelassen.

Unter Berufung auf § 110 StPO gelang es RA Gauweiler, die Durchsicht der zu
beschlagnahmenden Unterlagen und damit auch deren Auswertung solange zu verzögern, bis
eine Wirtschaftprüfung und damit ein - ungeprüftes - Beschlagnahmeverbot gemäß § 97 StPO
als zusätzlicher Hinderungsgrund angeführt werden konnte. In den Akten der
Staatsanwaltschaft ist dieser Vorgang in keiner Weise dokumentiert. Tatsache ist hierbei, dass
die Akten auch weiterhin dem möglichen Zugriff einiger der Beschuldigten ausgesetzt waren.
Die Frage, ob im nachhinein Begründungen gesucht und gefunden werden mussten, um die
Sonderbehandlung bei der nicht erfolgten Aktenbeschlagnahme zu rechtfertigen, bleibt offen.

Zu VI. Sanierung des Ordens

Im November 2000 war die wirtschaftliche Situation des Deutschen Ordens schließlich so
desolat, dass die Gehälter der Angestellten nicht mehr bezahlt werden konnten; eine Situation,
die ohne den Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft sofort den Gang zum Insolvenz-
bzw. Konkurs-Gericht bedeutet hätte.

Die schon im Zusammenhang mit der Verleihung der Körperschaftsrechte an den Deutschen
Orden festgestellten vielfältigen Sonderbehandlungen des Ordens durch Behörden und
Ministerien des Freistaats Bayern fanden ihre Folge in den Sanierungsbemühungen.

Ohne rechtliche Grundlage wurde hierbei unter Beteiligung des Sozialministeriums eine
Konzeption zum Erhalt des Ordens erarbeitet, die für die Mitarbeiter und Geschäftspartner,
insbesondere für kleine mittelständische Betriebe, auch in Zukunft erhebliche Risiken
beinhaltet.

Insgesamt beliefen sich die Verbindlichkeiten des Deutschen Ordens Anfang 2001 auf ca. 364
Millionen DM gegenüber den Banken. Dies führte zu hektischen Aktivitäten nahezu des



gesamten bayerischen Kabinetts, zu monatelangen Sanierungsgesprächen und zu mehreren
„Wallfahrten“ diverser Kabinettsmitglieder,   (Staatsministerin Hohlmeier am 20.02.2001,
Ministerpräsident Stoiber mit CSU-Landesgruppe am 19.07.2001 sowie die Staatsminister
Hohlmeier, Huber und Stewens am 24.07.2001) nach Rom:

Tatsächlich belief sich der Schuldenstand des Deutschen Ordens im Juli 2002 noch auf  134
Millionen DM.

B.   Forderungen für die Zukunft

Zur Regelung des für die Anerkennung von Ordensgemeinschaften in Bayern herrschenden
gesetzesleeren Raums, in dem außer den Grundsätzen der Weimarer Reichsverfassung vor
allem der Beurteilungsspielraum einzelner Ministerialbeamter entscheidungserheblich ist, ist
eine detaillierte gesetzliche Normierung dringend erforderlich.

Ein solches Gesetz über die Voraussetzungen für die Anerkennung und Aberkennung von
kirchlichen Körperschaftsrechten muss u.a. folgende Merkmale berücksichtigen:

• Die Verleihung der Körperschaftsrechte bewirkt in der Öffentlichkeitswirkung für den
Orden einen erheblichen Ansehenszuwachs, der verbunden ist mit dem Vertrauen der
Arbeitnehmer und Geschäftspartner auf den Bestand dieser Körperschaft.

• Schon die Benennung der kirchlichen Körperschaft des öffentlichen Rechts  sollte daher
den Unterschied zur staatlichen Körperschaft des öffentlichen Rechts deutlich
widerspiegeln.

• Der Status als Körperschaft vermittelt Dritten die Vorstellung, dass angesichts der
Insolvenzunfähigkeit des Körperschaft eine staatliche Gewährsträgerstellung den Schutz
Dritter vor Zahlungsunfähigkeit der Körperschaft gewährleiste. Es muss gesetzlich genau
festgeschrieben werden, wer bei Zahlungsunfähigkeit der Körperschaft die
Gewährsträgerhaftung übernimmt.

• Die Verleihungsvoraussetzungen sind eindeutig festzulegen: Insbesondere die Mindest-
Mitgliederzahl des Ordens und die Prüfungsmerkmale für die „Gewähr der Dauer“
müssen klar definiert werden.

• Zeitnahe Jahresabschlussberichte sind unter Beteiligung des Wirtschaftsministeriums
umfassend im Hinblick auf Zukunftsprognosen zu prüfen. Hierbei ist das gesamte
Vermögen des Ordens, einschließlich seiner Beteiligungen an gewerblichen und
gemeinnützigen Unternehmen zu überprüfen.

• Der staatlichen Verantwortung, die sich durch den Akt der Verleihung der
Körperschaftsrechte ergibt, muss in Erfüllung der Grundsätze des
Bundesverfassungsgerichts bei der Prüfung der Verleihungsvoraussetzungen besonders
sorgfältig Rechnung getragen werden.

• Die Verlagerung von Unternehmungen, die sich bisher im privatrechtlichen Wettbewerb
bewegten, in kirchliche Körperschaften darf zukünftig nur unter eng gefassten
Voraussetzungen zulässig sein. Die Vergünstigungen der kirchlichen Körperschaft dürfen
nicht ohne weiteres auf ihre Unternehmen übertragen werden.

• Die Mindest-Voraussetzungen des Bayerischen Konkordats von 1924 sind einzuhalten: Der
Sitz des die Anerkennung anstrebenden Ordens muss sich vor Erlangung der
Körperschaftsrechte in Bayern befinden. Art und Weise der  Auflösung der bisherigen
Rechtsform des Ordens benötigen klar definierte Regelungen.



• Bei Wegfall einer der Anerkennungsvoraussetzungen muss Klarheit über Art und Weise der
Aberkennung der Körperschaftsrechte und deren Rechtsfolgen festgeschrieben werden.

Angesichts der im Fall Deutscher Orden nicht ausgeübten kirchlichen Aufsicht durch den
Heiligen Stuhl über seinen päpstlichen Orden ist die Staatsregierung als Vertragspartner des
Konkordats aufgefordert, die vielfältigen offenen rechtlichen Fragen mit dem Heiligen Stuhl
zu prüfen und durch Abschluss eines Zusatzprotokolls einer Lösung zuzuführen. Hierzu
gehört zum Einen die Regelung einer strikten kirchlichen Aufsicht und zum Anderen ein
Eintreten der Kirche im Falle der faktischen Zahlungsunfähigkeit eines päpstlichen Ordens.

Auch die zivilrechtlich völlig ungelöste Frage, welche Folgen eine Verletzung der „Rom-
Grenze“ durch Vertragsabschlüsse ohne Zustimmung des Vatikans auslöst, bedarf einer
genauen Klärung. Hierzu hat die katholische Kirche auch zum Schutz der Rechtssicherheit
für die Allgemeinheit einen Beitrag zu leisten.

C.   Bewertung des von der CSU vorgelegten Abschlussberichts

Der von der CSU vorgelegte Bericht enthält nicht nur zum Teil falsche Angaben,
Widersprüche und fragwürdige Feststellungen, sondern auch unbelegte Wertungen

Im Gegensatz zum Minderheitenbericht der SPD, der die im Falle des Deutschen Ordens
dargestellten Vorgänge und die daraus folgenden Bewertungen anhand von
Zeugenaussagen und Dokumenten detailliert belegt, stellt der Bericht der Mehrheitsfraktion
Behauptungen auf, die sich nicht an den im Untersuchungsausschuss gewonnenen
tatsächlichen Erkenntnisse orientieren.  insgesamt 20 Seiten aus Berichten der
Staatsregierung.

Eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den zitierten Berichten der Staatsregierung (20
Seiten) und den darin vertretenen Positionen findet nicht statt.

Die Behauptungen der CSU in ihrem Mehrheitsbericht, es sei „definitiv auszuschließen, dass
der Deutsche Orden von bayerischen Behörden bevorzugt behandelt worden wäre" sowie
„im Untersuchungsausschuss vernommene Zeugen haben vielmehr über eine distanzierte,
zurückhaltende Behandlung des Ordens durch bayerische Behörden geklagt,"
widersprechen sogar den eigenen Feststellungen der CSU gerade in Bezug auf das
Verhalten der Regierung von Oberbayern.

Soweit sich die CSU auf den 1. Bürgermeister von Weyarn, den Zeugen Pelzer bezieht, hat
dieser ebenso wenig wie der dazu befragte Zeuge Ministerpräsident Stoiber irgend einen
konkreten Hinweis geben können, wann, wodurch und in welchen Zusammenhang der
Deutsche Orden „distanziert und zurückhaltend behandelt“ oder gar benachteiligt worden
wäre. Genau das Gegenteil war der Fall und wurde durch den Untersuchungsausschuss in
vielen Einzelfällen nachgewiesen.

Erkennbares Ziel des CSU-Berichts ist es allein, dem Familiaren Stoiber einen -
ungerechtfertigten - „Persilschein“ auszustellen.

Wie in zahlreichen Untersuchungsausschüssen der Vergangenheit ist es der
Mehrheitsfraktion wieder problemlos gelungen, sich in ihrer vor Einsetzung des Ausschusses
gefassten Meinung nicht irritieren zu lassen.

In der Arbeit des Untersuchungsausschusses sind in 12 Monaten mit 51
Zeugeneinvernahmen, 26 Sitzungen und über 160 dem Untersuchungsausschuss
vorgelegten Akten zahlreiche Vorgänge einer Sonderbehandlung des Deutschen Ordens zu
tage getreten, die sich gerade nicht mit dem von der CSU behaupteten Vorgehen des
Staates und der von der CSU gewünschten Freisprechung sämtlicher staatlicher
Verantwortungsträger, einschließlich des Ministerpräsidenten decken. Anstelle einer



kritischen Würdigung dieser Vorgänge bescheinigt der CSU-Bericht der Staatsregierung und
sämtlichen bayerischen Behörden, wie zu erwarten war, „fehlerfreies“ Verhalten.

Aus Sicht des CSU-Berichts ist es zur Untersuchung von zweifelhaften Vorgängen im
Zusammenhang mit der Körperschaftsverleihung an den Deutschen Orden offensichtlich
ausreichend, wenn die Staatsregierung zu welcher Frage auch immer, einen Bericht
verfasst. Kritik gegenüber der Staatsregierung von seiten der CSU-Fraktion ist in diesem
System nicht vorgesehen.

Mit dieser Methode werden Untersuchungsausschüsse als parlamentarische
Kontrollmechanismen gegenüber der Staatsregierung tatsächlich sinn- und wertlos und
stören die Kreise dieses über Jahrzehnte der Alleinherrschaft eingeschliffenen Systems der
Überordnung der Staatsregierung, angeführt vom Ministerpräsidenten, und der Unterordnung
der CSU-Fraktion.

Der bei der Ministerialbürokratie zum Teil zu beklagende „vorauseilende Gehorsam“
gegenüber dem Ministerpräsidenten ist offenbar auch bei der CSU-Landtagsfraktion gang
und gäbe.


